
für H. Aufkäufe von optischen Geräten vorzunehmen. Im 
September 1954 kaufte er unter Vorlage seines Deutschen 
Personalausweises kurz hintereinander 10 Ferngläser auf, die 
er nach Westberlin brachte und. dem II. übergab. Gelegentlich 
eines Besuches des Angeklagten bei H. in Westberlin wurde 
sein Deutscher Personalausweis von diesem verfälscht und 
danach von dem Angeklagten mit einem falschen Namen 
unterschrieben. Unter Benutzung dieses gefälschten Ausweises 
kaufte der Angeklagte noch zwei weitere Ferngläser auf. Der 
Wert der Optiken belief sich insgesamt auf etwa 3000 DM. 
Ferner hat der Angeklagte dem H. noch einen weiteren Auf­
käufer vermittelt, der ebenfalls zwei Ferngläser nach West­
berlin verbrachte.

Der Generalstaatsanwalt von Groß-Berlin hat die Kassation 
dieses Urteils wegen unrichtiger Gesetzesanwendung beantragt. 
Der Antrag ist begründet und führte zur Aufhebung des 
angefochtenen Urteils.

A u s  d e n  G r ü n d e n :
A u f  Grund des festgestellten Sachverhalts hätte das 

Stadtbezirksgericht nicht die Wirtschaftsstrafverord­
nung, sondern die Verordnung zum Schutze des inner­
deutschen Handels zur Anwendung bringen müssen. 
Das Plenum des Kammergerichts von Groß-Berlin hat 
in der Richtlinie Nr. 4 ausgeführt, daß sich die Frage, 
ob ein Angriff auf den innerdeutschen Handel vorliegt, 
nach den objektiven und subjektiven Umständen der 
Tat beurteilt. Es hat in diesem Zusammenhang weiter 
ausgeführt, daß ein Verbrechen gegen § 4 der HSchVO 
auch dann vorliegt, wenn nur wenige, aber wertvolle 
feinmechanische oder optische Erzeugnisse nach West­
berlin oder Westdeutschland gebracht werden, weil 
diese Erzeugnisse von besonderer Bedeutung für den 
innerdeutschen Handel sind und ihre unkontrollierte 
Ausfuhr den innerdeutschen Handel wesentlich stört. 
Diese klaren Ausführungen in der Richtlinie zur An­
wendung der Verordnung zum Schutze des innerdeut­
schen Handels hat das Stadtbezirksgericht nicht be­
achtet. Obgleich es feststellt, daß der Angeklagte G. 
insgesamt 12 optische Geräte im Gesamtwert von rund 
3000 DM im demokratischen Sektor von Groß-Berlin 
aufgekauft und ungenehmigt nach Westberlin verbracht 
hat, hat es den Angeklagten nach der WStVO verur­
teilt, ohne zu erkennen, daß sich der verbrecherische 
Angriff gegen den innerdeutschen Handel richtete. Eine 
Anzahl von 12 Feldstechern stellt sogar eine erhebliche 
Störung des innerdeutschen Handels dar und ist daher 
auch als besonders schwerer Fall nach § 4 Abs. 2 
HSchVO zu beurteilen. Unter diesen Umständen ist 
auch die Zumessung der Strafe fehlerhaft. Das Stadt­
bezirksgericht hat nicht beachtet, daß der Angeklagte 
aus eigennützigen Motiven die strafbaren Handlungen 
durchgeführt hat und daß sein gesamtes Vorleben er­
kennen läßt, daß der Angeklagte einem ordnungsge­
mäßen Leben und einer produktiven Arbeit abgeneigt 
ist.

Das angefochtene Urteil war aus diesen Gründen 
aufzuheben und die Sache zur erneuten Verhandlung 
an das Stadtbezirksgericht zurückzuverweisen. In der 
erneuten Verhandlung ist auf den rechtskräftig fest­
gestellten Sachverhalt die HSchVO anzuwenden. Da 
nach dem festgestellten Sachverhalt ein besonders 
schwerer Fall vorliegt, hat die Verurteilung nach § 4 
Abs. 2 HSchVO zu erfolgen. §

§ 230 StGB; §§ 1, 2 VO zum Schutze der Arbeitskraft 
vom 25. Oktober 1951 (GBl. S. 957); § 1 Arbeitsschutz­
bestimmung 301 (GBl. 1953 S. 113); § 3 Abs. 4 Arbeits­
schutzbestimmung A 530 (GBl. 1952 S. 335).

Der Leiter eines Betriebes, die Abteilungsleiter (je­
weils für ihre Abteilung) und der Sicherheitsbeauf­
tragte für Arbeitsschutz sind verpflichtet, dafür zu 
sorgen, daß an den maschinellen Einrichtungen des 
Betriebes zumindest die gesetzlich vorgeschriebenen 
Sicherheitsvorrichtungen angebracht werden.

KrG Waren, Urt. vom 11. Juni 1955 — K III 72/55;
Der Angeklagte K. 1st Textilfaehmann und hat die Textil­

ingenieurschule besucht. Seit dem I. Februar 1954 ist er Be­
triebsleiter des VEB Tuchfabrik in M.

Der Angeklagte W. ist in der gleichen Tuchfabrik als Schlos­
ser und Sicherheitsbeauftragter für Arbeitsschutz angestellt.

Der Angeklagte N. ist Appreturmeister und Abteilungsleiter 
der Abteilung Appretur in dem VEB Tuchfabrik M.

Am 14. März 1954, um 6.15 Uhr, ereignete sieh in diesem 
Betrieb an einer Appretiermaschine ein Unfall, wobei der Ar­
beiterin Sch. die rechte Hand gequetscht wurde. Die Folge 
davon war, daß der Verletzten der dritte, vierte und fünfte 
Finger bis auf Stümpfe der Grundglieder entfernt werden 
mußten. Die voraussichtliche Erwerbsminderung wird wahr­
scheinlich 30 Prozent betragen.

An der Appretiermaschine arbeiteten zwei Arbeiterinnen 
und ein Arbeiter. Bei Stillstand der Maschine schoben die 
beiden Arbeiterinnen den Anfang des Tuches zwischen die 
Gummiwalzen, indem sie den Anfang des Tuches mit den 
Fingern in den Schlitz zwischen den beiden Walzen schoben 
und dabei mit dem Handrücken die Holzwalze hochdrückten, 
welche als Schutz vor den Gummiwalzen liegt. Der Arbeiter 
stand hinter der Maschine, um nach Anlaufen der Maschine 
das Tuch in Empfang zu nehmen und weiterzuleiten. Als 
beide Arbeiterinnen mit dieser Arbeit beschäftigt waren, 
setzte sich die Maschine plötzlich in Bewegung, und die Ar­
beiterin Sch. kam dadurch mit der rechten Hand zwischen 
die beiden Walzen, wodurch sie die genannten Verletzungen 
erlitt.

Keine der an der Maschine arbeitenden Personen hatte die 
Maschine absichtlich in Gang gesetzt. Offenbar ist die Ar­
beiterin Sch. mit dem Ellenbogen an den Anlasserknopf ge­
kommen. Dieser Anlasserknopf befand sich zwar in einem 
den Unfallvorschriften entsprechenden Kasten mit einer Ver­
tiefung, brauchte jedoch nicht bis auf den Grund der Ver­
tiefung herabgedrückt zu werden, sondern bereits bei einer 
oberflächlichen Berührung oder beim leichten Herabdrücken 
des Knopfes lief die Maschine an. Es fehlte auch ein Sicher­
heitsschalter an der anderen Seite der Maschine, durch dessen 
zusätzliche Schaltung die Maschine erst in Gang gebracht 
werden kann, wenn mehrere Arbeiter sie bedienen. Ferner 
wurde beim Abheben der Schutzwalze die Stromzufuhr nicht 
automatisch unterbrochen.

Der Angeklagte K. als Betriebsleiter ordnete an, daß in 
Produktions- und Abteilungslgiterbesprechungen durch den 
Sicherheitsbeauftragten über Arbeitsschutz gesprochen wurde, 
und gab selbst Hinweise, wie sich die Arbeiter hinsichtlich des 
Arbeitsschutzes zu verhalten haben. In der gleichen Linie 
arbeitete auch der Sicherheitsbeauftragte, der Angeklagte W. 
Er las die Arbeitsschutzbestimmungen durch, gab aber keine 
Anweisungen, die Maschinen auf Grund der neuen Arbeits­
schutzbestimmungen zu überprüfen. Er selbst führte die 
Schulungen über Arbeitsschutz durch und beteiligte sich auch 
an Betriebsbegehungen. Der Angeklagte N. als Abteilungs­
leiter wies die Arbeiter an den Maschinen ein und gab ihnen 
Verhaltungsmaßregeln.

Die Maschine, an der der Unfall geschah, wurde im Jahre 
1949 aus neuerer Produktion geliefert und ist in dem Betrieb 
ohne Veränderung sechs Jahre gelaufen.

Aus den G r ü n d e n :
Nach § 1 und 2 der VO zum Schutze der Arbeitskraft 

sind Leiter von Betrieben, Techniker, Werkmeister und 
Abteilungsleiter verpflichtet, sich mit allen notwendi­
gen Arbeitsschutzbestimmungen vertraut zu machen 
und ständig dafür Sorge zu tragen, daß die Arbeits­
bedingungen so beschaffen sind, daß die Werktätigen 
während der Arbeit vor Gefahren für Leben und Ge­
sundheit geschützt sind. Alle drei Angeklagten haben 
zwar die Belegschaft darüber aufgeklärt, wie sie sich 
hinsichtlich des Arbeitsschutzes zu verhalten haben, 
z. B. daß sie Schutzhauben zu tragen haben, keine lose 
Kleidung tragen dürfen und Ringe ablegen sollen, 
aber sie haben sich nicht genügend mit den einschlä­
gigen Schutzbestimmungen, die der Betrieb durchzu­
führen hat, befaßt. So haben sie nicht die Arbeits­
schutzbestimmung 301 vom 20. Dezember 1952 (GBl. 
1953 S. 113) an der Appretiermaschine beachtet. § 1 die­
ser Bestimmung besagt, daß bei Appretiermaschinen 
mit Kraftantrieb an den Einlaßstellen Schutzvorrich­
tungen vorhanden sein müssen, die zwangsläufig wir­
kend mit der Maschine verbunden sind, und, bevor die 
Hände der Beschäftigten die Gefahrenstellen erreichen, 
in Tätigkeit treten, wie Stillsetzen der Maschine oder 
Rücklaufschaltung. N

Diese Arbeitsschutzbestimmung wurde am 20. De­
zember 1952 erlassen, so daß die im Jahre 1949 gelie­
ferte Maschine auf diese Erfordernisse hätte umgebaut 
werden müssen. Das wurde jedoch unterlassen, denn 
die Arbeiter konnten die Schutzwalze vor der Einlauf­
stelle hochheben und damit den Arbeitsschutz beseiti­
gen, ohne daß die Maschine zwangsläufig anhielt oder 
rückwärts lief. Weiterhin wurde die Arbeitsschutz­
bestimmung A 530 vom 26. April 1952 (GBl. S. 335) 
nicht beachtet, wonach eine Maschine, an der mehrere 
Personen arbeiten, so beschaffen sein muß, daß die 
Einschaltung nur unter Mitwirkung aller an der Ma­
schine Beschäftigten erfolgen kann. Die Maschine war 
nur für den Einmannbetrieb gebaut und wurde auch 
teilweise nur von einem Mann bedient. Infolge der 
neuen Produktionsbedingungen wurden beim Einlegen 
in die Maschine mehrere Personen beschäftigt, so daß 
hier der Betrieb verpflichtet war, die Maschine nach 
dieser Arbeitsvorschrift umzubauen. Darüber hinaus 
reagierte aber der Druckknopf zum Einrücken der Ma­
schine vorzeitig, indem sich die Maschine schon in Be­
wegung setzte, wenn der Druckknopf nur etwas her­
unterdrückt wurde, und nicht erst, wenn er den
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